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Vereinigtes Königreich: 

Internationaler Terrorismus
Großbritannien ist gegen jegliche Form des Terrorismus. Um diesen zu bekämpfen werden folgende Mittel vorgeschlagen:

Kameras

· Durch den Einsatz von Kameras in Großstädten, sollen die Terroristen abgeschreckt oder die Taten zumindest aufgeklärt werden. Auch die normale Kriminalität soll so bekämpft werden.

Koranschulen/Reiseverbote

· Es soll ein Verbot für die eigene Bevölkerung geben, sich in Koranschulen zu begeben, auch durch z.B. Ausreiseverbote (auch für Menschen, die im Verdacht stehen für die Taliban kämpfen zu wollen), aber auch Abschiebung von Eingereisten, die eine Koranschule besucht haben. 

· Staaten, in denen sich Koranschulen befinden, sollen verpflichtet werden, dort kein terroristisches Gedankengut zu verbreiten.

Gesetze

· Großbritannien fordert eine Verschärfung des Gesetzes über die Aufhetzung zum Rassenhass. Die Aufhetzung zu "religiösem Hass" soll ebenfalls bestraft und die Höchststrafe von zwei auf sieben Jahre erhöht werden, 

· sowie eine Verschärfung der Gesetze über die Anstiftung zu terroristischen Straftaten im Ausland. 

Polizei

· Es sollen neue Polizeivollmachten zur Einfrierung von Konten, gegen deren Inhaber ermittelt wird, zur Einsichtnahme in Bankkonten und zur Beschlagnahme von Vermögen, geschaffen werden. 

Unternehmen

· Das Vereinigte Königreich erwartet, die Verpflichtung von Internetprovidern und Mobilfunkunternehmen, e-mails und Telefongespräche zu protokollieren. 

· Und außerdem die Verpflichtung von Flug- und Fährunternehmen, Daten über Passagiere und Fracht zu erfassen und zur Verfügung zu stellen. 

Anti-Terrorismus-Gesetz

· Es soll ein Anti-Terrorismus-Gesetz verabschiedet werden, welches die Internierung von Ausländern ohne Gerichtsverfahren und Anklage, wenn der Innenminister erklärt, sie seien terrorismusverdächtig und die Betreffenden nicht bereit sind auszureisen erlaubt.

Diese Punkte sollten von allen Mitgliedern der UN übernommen werden, um den Terrorismus effektiv bekämpfen zu können.

Es soll der Grundsatz gelten: Nationale Sicherheit hat Vorrang vor demokratischen Rechten!
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